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 (Informationen der Geschäftsbereiche SP II und SP III durch E-Mail) 

Betreff:  Integration bisher geduldeter Ausländer - „Altfallregelung“ nach § 104a / b 
Aufenthaltsgesetz 

 

I. Vorbemerkung: 
 
Mit dem sog. Richtlinienumsetzungsgesetz wird das Zuwanderungsgesetz geändert und in   
§ 104a und § 104b – neu – Aufenthaltsgesetz (AufenthG) eine gesetzliche Altfallregelung – 
sog. Bleiberechtsregelung – geschaffen. Langjährig im Bundesgebiet geduldeten Ausländern 
wird damit die Perspektive auf einen dauerhaften Aufenthalt und die Chance zur Integration 
in den Arbeitsmarkt eröffnet.  
 
Bisher Geduldete erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 104a AufenthG auch 
ohne eine lebensunterhaltssichernde Erwerbstätigkeit zunächst eine sog. "Aufenthaltserlaub-
nis auf Probe" nach § 104a Abs. 1 Satz 3 i.V.m Satz 1 AufenthG für maximal 2,5 Jahre bis 
zum 31. Dezember 2009 (§ 104a Abs. 5 Satz 1 AufenthG). Diese Aufenthaltserlaubnis kann 
nur dann um weitere zwei Jahre verlängert werden, wenn die Betroffenen in dieser Zeit er-
folgreich zu ihrer Lebensunterhaltssicherung beigetragen haben. Entweder müssen sie mehr 
als die Hälfte der Zeit (also mindestens 15 Monate und einen Tag) oder wenigstens die letz-
ten 9 Monate (d.h. ab 1. April 2009) eine lebensunterhaltssichernde Tätigkeit ausgeübt ha-
ben. Zusätzlich erforderlich ist, dass in beiden Fällen eine positive Prognose für die weitere 
eigenständige Lebensunterhaltssicherung vorliegt (§ 104a Abs. 5 Satz 3 AufenthG). 
 
Bisher waren die betroffenen Personen in der Regel leistungsberechtigt nach § 1 Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG) und damit gem. § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II von den Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende ausgeschlossen. Geduldeten Ausländern, denen ein 
Aufenthaltstitel auf der Grundlage der §§ 104a und 104b AufenthG von der Ausländerbehör-
de erteilt wird, sind nunmehr bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen anspruchsberech-
tigt nach dem SGB II.  
Der Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende entsteht mit Erteilung 
des Aufenthaltstitels, da dann der Leistungsausschluss des § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II nicht 
mehr greift.  
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Erwerbsfähigen Hilfebedürftigen stehen damit die Eingliederungsleistungen des SGB II offen. 
Dies gilt auch für diejenigen Personen, die ausnahmsweise in den Bundesländern, die von 
der Länder-Öffnungsklausel Gebrauch gemacht haben, weiterhin Leistungen zur Lebensun-
terhaltssicherung entsprechend den Vorschriften des AsylbLG erhalten.  
 
Bleibeberechtigte Ausländer erhalten mit Erteilung des Aufenthaltstitels nach § 104a Abs. 4 
Satz 2 AufenthG durch die gesetzliche Regelung einen uneingeschränkten Zugang zum Ar-
beitsmarkt. Die Zustimmung der BA ist nicht erforderlich. 
 
 
II. Umsetzung: 
 
Um das Ziel des Gesetzgebers zu erreichen, ehemals langjährig Geduldeten eine Aufent-
haltsperspektive zu ermöglichen, ist die Integration in den Arbeitsmarkt erforderlich. Nur so 
können die betroffenen Personen die gesetzlichen Voraussetzungen für eine eigenständige 
Lebensunterhaltssicherung erfüllen. Erwerbsfähige Hilfebedürftige sollten deshalb bei der 
Integration in das Arbeitsleben möglichst zügig und frühzeitig unterstützt werden.  
  
Mit ersten Schritten zur Arbeitsmarktintegration sollte deshalb schon während des aufent-
haltsrechtlichen Verfahrens begonnen werden, also bevor die Leistungsberechtigung vorliegt. 
Dies ist erforderlich, damit den Bleiberechtigten, denen nach den Regelungen des AufenthG 
– neu - nur eine begrenzte Zeit zur Erfüllung der Voraussetzung der eigenständigen Lebens-
unterhaltssicherung zur Verfügung steht, kein Nachteil aus einem längeren aufenthaltsrecht-
lichen Verfahren erwächst. In der Zeit des aufenthaltsrechtlichen Verfahrens können Bera-
tungsgespräche, Profiling und Eingliederungsmaßnahmen in Form vom Sofortangeboten 
gem. § 15a SGB II erfolgen. 
 
Besonderes Augenmerk ist auf bleibeberechtigte Jugendliche zu legen. Ihnen sollten zügig 
Angebote gem. § 3 Abs. 2 SGB II unterbreitet werden, damit diese möglichst noch im Jahr 
2007 mit einer Ausbildung oder Qualifizierung beginnen können. 
Für Auszubildende in anerkannten Ausbildungsberufen oder in staatlich geförderten Berufs-
vorbereitungsmaßnahmen kann die Aufenthalterlaubnis auf Probe ohne Nachweis der Si-
cherstellung des Lebensunterhaltes aus eigenen Mitteln verlängert werden (§ 104a Abs. 5 
i. V. m. § 104a Abs. 6 Nr. 1 AufenthG).  
 
 
III. Kommunikation mit den Ausländerbehörden: 
 
Zuständig für die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen nach dem AufenthG sowie die Er-
teilung des Aufenthaltstitels sind die Ausländerbehörden. Um ein zügiges und reibungsloses 
Verfahren sicherzustellen, wird eine Kontaktaufnahme mit den Ausländerbehörden vor Ort 
empfohlen. Dabei ist ein direktes Zugehen auf die Ausländerbehörden ratsam. Es empfiehlt 
sich, die erforderlichen organisatorischen Vorkehrungen rechtzeitig vor der Verkündung 
des Gesetzes zu treffen, damit unmittelbar bei Inkrafttreten der Neuregelungen mit den be-
schriebenen Unterstützungsmaßnahmen begonnen werden kann. 
 
Das Gesetz tritt voraussichtlich ab Mitte Juli 2007 in Kraft.  
 
In unmittelbarer Abstimmung mit den Ausländerbehörden vor Ort sollte vor allem geklärt 
werden, wie der betroffene Personenkreis erkennbar für die Träger der Grundsicherung für 
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Arbeitsuchende identifiziert werden kann. In einigen Fällen könnte vor Ort eine sehr zeitnahe 
Ausstellung des Aufenthaltstitels nach § 104a AufenthG möglich sein.  
 
Regelmäßig wird die Ausstellung des Aufenthaltstitels eine längere Zeit in Anspruch nehmen. 
In diesen Fällen kann die als Anlage beigefügte Musterbescheinigung verwendet werden. 
Sie ist mit den kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt. 
Es wird empfohlen, den örtlichen Ausländerbehörden dieses Dokument zur Verfügung zu 
stellen. Dies könnte verbunden werden mit näheren Angaben über die zuständigen Stellen 
des Grundsicherungsträgers (Adresse, Öffnungszeiten, Ansprechpartner) sowie mit Informa-
tionen über Fördermöglichkeiten bzw. des Dienstleistungs- und Maßnahmeangebotes. 
 
 
IV. Meldung als arbeitsuchend oder arbeitslos 
 
Die Meldung als arbeitsuchend kann gemäß § 15 Satz 2 SGB III unter Vorlage der Beschei-
nigung der Ausländerbehörde nach Ziffer II erfolgen. 
Die Meldung als arbeitslos setzt voraus, dass der Ausländer die Aufenthaltserlaubnis nach   
§ 104 a Abs. 1 Satz 1 bzw. § 104 b i.V.m. § 23 Abs. 1 Satz 1 AufenthG vorlegt und die Vor-
aussetzungen des § 16 SGB III erfüllt sind. 
 
V. Vermittlungsverfahren in den Agenturen für Arbeit 
 
Da die weit überwiegende Zahl der Betroffenen SGB II - Kunden sein werden, sollen sich 
zunächst alle Betroffenen an den für sie zuständigen SGB II – Träger wenden. Dementspre-
chend ist in der oben (Ziffer III) genannten Musterbescheinigung der Ausländerbehörden die 
Empfehlung enthalten, zunächst mit dem zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende Kontakt aufzunehmen. 
Sofern ausnahmsweise der SGB III – Rechtskreis eröffnet ist, wird - um Nachteile für die 
Kunden zu vermeiden - empfohlen, dass die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
die Kundendaten aufnehmen und an die zuständige Agentur für Arbeit weiterleiten. Die Kun-
den werden dort unverzüglich in die Vermittlungsbemühungen gemäß den geltenden Pro-
zess-Standards einbezogen. Mit jedem Kunden wird im Rahmen eines ausführlichen Erstge-
sprächs eine Standortbestimmung vorgenommen (Profiling), auf deren Grundlage über das 
weitere Vorgehen entschieden wird (Handlungsprogramme Arbeitnehmer). Diesen Kunden 
stehen somit die Dienstleistungen der öffentlichen Arbeitsvermittlung in gleichem Umfang 
offen wie anderen Kunden auch. 
 
VI. Statistische Erfassung: 
 
Eine Anpassung der IT in Form einer Klappleistenerweiterung in VerBIS ist ab dem 
13.07.2007 verfügbar und zur Kennzeichnung des Personenkreises zu nutzen. 
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VII. Sonstiges 
 
Die für den SGB III – Bereich erlassenen E- Mail- INFO vom 28.12.2006 (PP 11 - 5758, 
5775) und vom 26.04.2007 (SP III 11 - 5758, 5775) zum Bleiberechtsbeschluss der Innenmi-
nisterkonferenz vom 17.11.2006 werden mit Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Regelung 
aufgehoben.  
 
Über die zu erwartenden Auswirkungen der Rechtsänderungen auf den Zielsteuerungspro-
zess und den Haushalt im Rechtskreis SGB II wird noch gesondert informiert. 
 
 

Gez.   Unterschrift 

 


	Verfahrensinfo SGB II vom 25.06.2007
	E-Mail-INFO SGB III vom 25.06.2007




 


 


 
Absender: Ausländerbehörde……………..                        Datum………. 


 


Betreff: Bestätigung der Antragstellung nach § 104 a oder § 104b Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) 
 


Hiermit wird bestätigt, dass Frau / Herr ………,……..( Anschrift, Geburtsda-


tum, Staatsangehörigkeit) am .......... einen Antrag auf Erteilung einer Aufent-


haltserlaubnis gemäß § ……… AufenthG gestellt hat. 


 


Nach den Feststellungen der Ausländerbehörde ist die notwendige Vorauf-


enthaltszeit gemäß § ……..... AufenthG erfüllt. Offensichtliche Gründe, eine 


Aufenthaltserlaubnis gemäß § ... AufenthG zu verweigern, sind derzeit bei 


der Ausländerbehörde nicht bekannt. Die Person kommt damit als Begüns-


tigte(r) der Bleiberechtsregelung in Betracht. Ein Anspruch auf die Erteilung 


einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § ... AufenthG besteht jedoch auch auf-


grund dieser Bescheinigung nicht.  


 


Es wird ihr/ihm geraten, sich umgehend unter Vorlage dieses Schreibens an 


den für sie/ihn zuständigen Träger der Grundsicherung nach dem Sozialge-


setzbuch Zweites Buch (SGB II) zu wenden. 


 


Adresse des zuständigen Trägers der Grundsicherung nach SGB II: 


 


 


(Unterschrift) 


 


 1








Geduldete Ausländer in Deutschland nach Bundesland, Aufenthaltsdauer und Alter
Quelle: Ausländerzentralregister zum Stichtag 31.03.2007


Gesamtzahl 
ALTER


BUNDESLAND DULDUNGEN 0 bis unter 15 Jahre 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 20.305 4.858 15.039 408 0
Bayern 11.668 2.087 9.329 252 0
Berlin 8.447 2.098 6.195 148 6
Bremen 3.141 1.023 2.070 48 0
Hamburg 7.976 2.025 5.727 224 0
Hessen 12.080 2.725 9.030 324 1
Niedersachsen 21.678 6.651 14.684 343 0
Nordrhein-Westfalen 55.095 15.433 38.524 1.138 0
Rheinland-Pfalz 5.310 1.082 4.107 121 0
Saarland 2.002 634 1.338 30 0
Schleswig-Holstein 2.969 791 2.126 52 0
Brandenburg 2.995 306 2.661 28 0
Mecklenburg-Vorpommern 2.317 507 1.777 33 0
Sachsen 4.382 511 3.845 26 0
Sachsen-Anhalt 4.836 1.101 3.702 33 0
Thüringen 2.270 405 1.853 12 0
Bundesrepublik 167.471 42.237 122.007 3.220 7


mit einem Aufenthalt von 6 bis unter 8 Jahren
ALTER


BUNDESLAND DULDUNGEN unter 15 Jahren 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 11.343 3.134 8.030 179 0
Bayern 8.277 1.681 6.490 106 0
Berlin 4.927 1.436 3.440 50 1
Bremen 1.901 736 1.143 22 0
Hamburg 5.060 1.484 3.460 116 0
Hessen 6.809 1.822 4.830 157 0
Niedersachsen 12.873 4.673 8.000 200 0
Nordrhein-Westfalen 30.915 10.424 19.943 548 0
Rheinland-Pfalz 3.606 778 2.764 64 0
Saarland 1.157 429 715 13 0
Schleswig-Holstein 2.204 660 1.503 41 0
Brandenburg 2.204 219 1.973 12 0
Mecklenburg-Vorpommern 1.859 431 1.402 26 0
Sachsen 3.317 362 2.938 17 0
Sachsen-Anhalt 3.893 961 2.902 30 0
Thüringen 1.812 339 1.464 9 0
Bundesrepublik 102.157 29.569 70.997 1.590 1







mit einem Aufenthalt von mindestens 8 Jahren
ALTER


BUNDESLAND DULDUNGEN unter 15 Jahren 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 8.962 1.724 7.009 227 0
Bayern 3.391 406 2.839 146 0
Berlin 3.520 662 2.755 98 5
Bremen 1.240 287 927 26 0
Hamburg 2.916 541 2.267 108 0
Hessen 5.271 903 4.200 167 1
Niedersachsen 8.805 1.978 6.684 143 0
Nordrhein-Westfalen 24.180 5.009 18.581 585 0
Rheinland-Pfalz 1.704 304 1.343 57 0
Saarland 845 205 623 17 0
Schleswig-Holstein 765 131 623 11 0
Brandenburg 791 87 688 16 0
Mecklenburg-Vorpommern 458 76 375 7 0
Sachsen 1.065 149 907 9 0
Sachsen-Anhalt 943 140 800 3 0
Thüringen 458 66 389 3 0
Bundesrepublik 65.314 12.668 51.010 1.623 6







Gesamtzahl 


BUNDESLAND DULDUNGEN 0 bis unter 15 Jahre 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 19.797 4.688 14.706 403 0
Bayern 11.519 2.085 9.188 246 0
Berlin 8.321 2.048 6.119 148 6
Bremen 3.123 1.015 2.057 51 0
Hamburg 7.938 2.003 5.719 216 0
Hessen 11.769 2.576 8.871 321 1
Niedersachsen 21.300 6.565 14.397 338 0
Nordrhein-Westfalen 54.079 15.100 37.842 1.137 0
Rheinland-Pfalz 5.268 1.068 4.080 120 0
Saarland 2.000 632 1.339 29 0
Schleswig-Holstein 2.954 790 2.113 51 0
Brandenburg 2.950 295 2.627 28 0
Mecklenburg-Vorpommern 2.313 505 1.775 33 0
Sachsen 4.331 509 3.796 26 0
Sachsen-Anhalt 4.754 1.071 3.648 35 0
Thüringen 2.208 392 1.804 12 0
Bundesrepublik 164.624 41.342 120.081 3.194 7


mit einem Aufenthalt von 6 bis unter 8 Jahren


BUNDESLAND DULDUNGEN 0 bis unter 15 Jahre 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 3.158 977 2.099 82 0
Bayern 1.816 373 1.408 35 0
Berlin 1.325 406 896 23 0
Bremen 726 291 423 12 0
Hamburg 1.809 471 1.285 53 0
Hessen 1.792 501 1.252 39 0
Niedersachsen 4.287 1.448 2.749 90 0
Nordrhein-Westfalen 9.959 3.394 6.310 255 0
Rheinland-Pfalz 918 227 662 29 0
Saarland 325 117 202 6 0
Schleswig-Holstein 621 185 429 7 0
Brandenburg 447 57 385 5 0
Mecklenburg-Vorpommern 396 98 288 10 0
Sachsen 812 143 666 3 0
Sachsen-Anhalt 1.108 313 776 19 0
Thüringen 471 89 379 3 0


ALTER


ALTER


Geduldete Ausländer in Deutschland nach Bundesland, Aufenthaltsdauer und Alter
Quelle: Ausländerzentralregister zum Stichtag 30.04.2007







Bundesrepublik 29.970 9.090 20.209 671 0







mit einem Aufenthalt von mindestens 8 Jahren


BUNDESLAND DULDUNGEN 0 bis unter 15 Jahre 15 bis unter 65 Jahren ab 65 Jahren ohne Geburtsdatum
Baden-Württemberg 8.722 1.650 6.842 230 0
Bayern 3.364 407 2.814 143 0
Berlin 3.454 646 2.707 96 5
Bremen 1.260 291 942 27 0
Hamburg 2.971 537 2.323 111 0
Hessen 5.141 862 4.113 165 1
Niedersachsen 8.731 1.983 6.604 144 0
Nordrhein-Westfalen 23.692 4.902 18.201 589 0
Rheinland-Pfalz 1.689 304 1.327 58 0
Saarland 835 203 616 16 0
Schleswig-Holstein 763 133 620 10 0
Brandenburg 775 81 677 17 0
Mecklenburg-Vorpommern 477 84 386 7 0
Sachsen 1.090 160 920 10 0
Sachsen-Anhalt 952 145 802 5 0
Thüringen 446 63 380 3 0
Bundesrepublik 64.362 12.451 50.274 1.631 6


ALTER
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